
Dönerfleischhersteller verurteilt  

Paderborn (nr) Die Staatsanwaltschaft Paderborn hat einen Dönerfleischproduzenten 

wegen mehrfachen Verstoßes gegen das Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch 

(LFGB) zu einer Geldstrafe verurteilt (Az.: 27 Js 10/20, Urteil vom 30.11.2020) 

Den Lebensmittelkontrolleuren des Kreises Paderborn ist der Angeklagte schon mehrfach 

wegen wiederholter Verstöße insbesondere gegen das Lebensmittel- und 

Futtermittelgesetzbuch (LFGB) sowie gegen Hygieneauflagen bei der Herstellung und dem 

Vertrieb von Dönerspießen aufgefallen. Bei Kontrollen im November 2019 traten folgende 

unzumutbare Zustände zutage: Etwa wiesen die Produktionsräume einen hochgradigen 

schimmelähnlichen Befall auf, weshalb davon auszugehen ist, dass sich 

gesundheitsgefährdende Sporen auf den Dönerspießen abgelagert haben. Auch waren die 

Waschbecken mit keinerlei Hygieneartikeln wie Seifen oder Papierhandtüchern ausgestattet, 

weshalb auch hier davon auszugehen ist, dass weder die verwendeten Arbeitsmittel wie 

Messer als auch die Hände des Personals regelmäßig gereinigt wurden. Auch das im 

Nebenraum gelagerte verdorbene Rindfleisch stach durch einen sehr starken Geruch der 

Fäulnis negativ hervor. Zudem wiesen die Spieße bereits gräuliche Verfärbungen auf, was 

ein klares Zeichen für deren Verderbnis darstellt. Hierbei ist zu beachten, dass die 

Kontrolleure bereits zuvor in diesem Monat sämtliche Mängel bei der Produktion 

beanstandet und den Betreiber zur Beseitigung aufgefordert hatten. All dies ließ den 

Angeklagten jedoch kalt und er führte keinerlei Besserung herbei. Die genannten Zustände 

waren bei einer weiteren Kontrolle im Dezember 2019 unverändert. Anlässlich des 

gleichgültigen Verhaltens erhob die Staatsanwaltschaft Paderborn Anklage gegen den 

Produzenten insbesondere wegen des mehrfachen Verstoßes gegen das Lebensmittel- und 

Futtermittelgesetzbuch (LFGB). Der Angeklagte konnte sich im Rahmen des Verfahrens 

nicht entlasten und wurde deshalb in drei Fällen zu einer Gesamtgeldstrafe von 50 

Tagessätzen à 35 Euro verurteilt.  


